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Beridit 

über die Tagung der Beratenden Versanunlung des Europarates 
vom 25. bis 29. Januar 1965 in Straßburg 


I. 

Im Mittelpunkt der politischen Diskussion der 
Tagung stand das im Rahmen der Reditsdebatte be- 
handelte Problem der Verjährung von NS-Verbre- 
dien. Am 5. Januar 1965 hatten der französische 
Abg. Radius (UNR) und zehn Abgeordnete, darun- 
ter Abg. Bauer (Würzburg) (SPD), einen Empfeh- 
lungsentwurf (Doc. 1857) zu dieser Frage vorgelegt. 
Danach sollten die Mitgliedstaaten gegebenenfalls^ 
ihre Gesetzgebung mit dem Ziel ändern, daß Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit nicht ungesühnt 
blieben. 

Der Rechtsausschuß der Versammlung hatte am 
23. Januar 1965 auf der Grundlage dieser Empfeh- 
lung einen „provisorischen Bericht" (Doc. 1868) er- 
stattet. 10 von 32 Ausschußmitgliedern waren an 
der Beschlußfassung beteiligt. Der vorgelegte Emp- 
fehlungsentwurf sah eine Feststellung der Verein- 
ten Nationen darüber vor, daß die Genocid-Konven- 
tion von 1948 jede Verjährung ausschließe. Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit seien infolge ihrer 
Natur unverjährbar. Die Mitgliedstaaten sollten 
durch ihre innerstaatliche Gesetzgebung sicherstel- 
len, daß Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die 
vor und während dem zweiten Weltkriege began- 
gen worden seien, unbestraft blieben. 

Diese Empfehlung und die Art ihres Zustande- 
kommens stieß bei der Sitzung der deutschen Dele- 
gation am 24. Januar 1965 auf erhebliche Kritik. Ein 
politisches Gremium wie die UNO könne keinesfalls 
wie ein Gericht bei der Auslegung eines völker- 
rechtlichen Abkommens tätig werden. In Anbetracht 
der gegebenen psychologischen Situation wurde 
empfohlen, so behutsam wie möglich zu taktieren, 
um einen annehmbaren Kompromiß zu erreichen. 

In der Plenardebatte, die mit großem Ernst ge- 
führt wurde, traten die gegensätzlichen Standpunkte 
in ihrer ganzen Schärfe in Erscheinung. Der Rechts- 
ausschuß hatte nach erneuten, ungewöhnlich ausge- 


dehnten Verhandlungen, die von Abg. Dr. Wahl 
(CDU/CSU) für den verhinderten dänischen Vorsit- 
zenden Abg. Lannung (Sozial-Liberaler) geleitet 
wurden, eine Empfehlung erarbeitet, die Gedanken 
der ersten Empfehlung vom 5, Januar 1965 wieder- 
aufnahm und den Text der Empfehlung des „provi- 
sorischen Berichts" ganz wesentlich modifizierte. Die 
Befürworter des erzielten Kompromisses wiesen dar- 
auf hin, daß die Ungeheuerlichkeit der NS-Verbre- 
chen besondere Maßnahmen rechtfertige. Skandi- 
navische und britische Abgeordnete wandten sich 
entschieden gegen jede Manipulation von Rechts- 
prinzipien, auch bei einem Verbrechen wie dem Völ- 
kermord, dessen endgültige Definition noch aus- 
stehe. Abg. Dr. Wahl (CDU/CSU) machte darauf auf- 
merksam, daß die Strafverfolgung von NS- Verbre- 
chen in der Bundesrepublik bereits seit Jahren im 
Gange sei. Erwiesenes Unrecht müsse auf jeden 
Fall bestraft werden. Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) 
machte geltend, daß es sich hier um eine politische 
Frage ersten Ranges und weniger um eine Rechts- 
frage handele. Auch die nach dem zweiten Welt- 
kriege begangenen Taten müßten berücksichtigt wer- 
den. 

Die Versammlung empfahl schließlich mit 68 ge- 
gen 15 Stimmen, unverzüglich geeignete Maßnah- 
men zu ergreifen, die es ausschließen, daß aus poli- 
tischen, religiösen oder rassischen Gründen began- 
gene Verbrechen gegen die Menschlichkeit unge- 
sühnt bleiben. Ein Sachverständigen-Ausschuß der 
Regierungen solle eine Konvention betr. die Unver- 
jährbarkeit von Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit ausarbeiten (Empfehlung 415). 

II. 

In der politischen Debatte wurde u. a. betont, daß 
die europäische politische Union nicht zu einer Ver- 
stärkung der Blockbildung in Europa führen dürfe. 
Sprecher der EFTA-Länder befürchteten, daß sich die 
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EWG gegenüber dem übrigen Europa zu sehr ab- 
schließen werde, Vertreter der EWG-Länder wiesen 
auf die politische und wirtschaftliche Aktivität der 
Gemeinschaft hin. Abg. Dr. Meyer (Frankfurt) (SPD) 
vertrat den Standpunkt, Großbritannien müsse so 
früh wie möglich an den Verhandlungen über die 
politische Union beteiligt werden. Der österreichi- 
sche Bundeskanzler Dr. Klaus bekannte sich bedin- 
gungslos zur europäischen Idee; Europa ende aber 
nicht am eisernen Vorhang. Der italienische Außen- 
amtsstaatssekretär Storchi erläuterte den italieni- 
schen Vorschlag für die Verwirklichung der politi- 
schen Union. Den Bericht des Ministerkomitees er- 
stattete dessen Präsident, Wahlen (Schweiz). 

In Empfehlung 408 wird die Aufnahme von Ver- 
handlungen über die politische Union auf der brei- 
testmöglichen Basis gefordert, ungeachtet der Zuge- 
hörigkeit zur EWG oder EFTA. Die Versammlung 
unterstützt die belgischen, deutschen und italieni- 
schen Vorschläge der Bildung einer „provisorischen 
Gemeinschaft" (vor Bildung der definitiven). Die be- 
ginnende politische Union der Sechs sollte von 
neuen Verhandlungen über die Mitgliedschaft an- 
derer europäischer Staaten begleitet sein. 

Nach Empfehlung 406 werden Diskussionen der 
Atommächte (einschließlich Frankreichs und Chinas) 
und der Nichtatommächte mit dem Ziel eines all- 
gemeinen und unbegrenzten Atomversuchsverbots 
gewünscht. 

Empfehlung 407 fordert von den Regierungen aller 
Mitgliedstaaten äußerste Bemühungen hinsichtlich 
einer Beilegung der derzeitigen UNO-Krise. 

Weiter fordert die Versammlung (Empfehlung 409) 
die Freilassung der politischen Gefangenen in den 
Ostblockländern, und zwar unter Ausnutzung der 
verbesserten Ost-West-Beziehungen. Der Ausschuß- 
bericht (Doc. 1862) enthält eine namentliche Liste 
einer größeren Anzahl der aus politischen Gründen 
festgesetzten Personen. — Die Bemühungen um eine 
Ausdehnung der Beziehungen zu Rumänien und den 
anderen Ostblock-Ländern sollten verstärkt werden 
(Empfehlung 412), da sich solche Beziehungen für 
die Bevölkerung dieser Länder politisch vorteilhaft 
auswirken könnten. 


III. 

In der wirtschaftspolitischen Debatte wurde vor 
allem heftige Kritik an der britischen Einfuhrzoll- 
erhöhung geübt. Englische Abgeordnete verwiesen 
darauf, daß die Erhöhung so bald wie möglich wie- 
der abgebaut werden solle. Abg. Corterier (SPD) 
konzedierte zwar ernsthafte Auswirkungen der Zoll- 
erhöhungen für manche Länder Europas; für die 
gesamteuropäische Wirtschaft stelle sich aber ins- 
besondere das Problem der Stabilität der Preise und 
Währungen. Abg. Dr. Serres (CDU/CSU) bedauerte 
bei der Diskussion des Ost-West-Handels, daß sich 
im Gegensatz zur Bundesrepublik verschiedene euro- 
päische Länder immer weniger an die vereinbar- 
ten Kreditfristen und Embargo-Vorschriften hielten. 
Europarat und OECD sollten eine bessere Koordi- 
nierung auf diesem Gebiet zu erreichen suchen. Abg, 


Dr. Rutschke (FDP) machte insbesondere auf die poli- 
tische Seite des Interzonenhandels — ungehinderter 
Güterverkehr mit Westberlin ■ — aufmerksam. Die 
Bundesrepublik sei über Symptome beunruhigt, die 
auf eine Ausweitung des Handels der Ostzone mit 
dem Westen hindeuteten. Die verabschiedete Ent- 
schließung (410) hebt insbesondere auf die erforder- 
liche Koordinierung der Wirtschafts- und Finanz- 
politik der Mitgliedstaaten im Rahmen der OECD 
ab. Bei der Kennedy-Runde sollte ein Minimum von 
Ausnahmen für Industrieerzeugnisse vereinbart 
werden. 

In der Agrardebatte wurden die großen Umwäl- 
zungen auf dem landwirtschaftlichen Sektor ein- 
gehend erörtert. Abg. Jacobs (SPD) warnte davor, 
die europäische Agrarpolitik nur unter dem Ge- 
sichtspunkt des Getreidepreises zu betreiben, und 
setzte sich für eine Koordinierung der staatlichen 
Stützungsmaßnahmen in den grenznahen Gebieten 
ein. In einer Empfehlung (411) werden ^ie Mitglied- 
staaten u. a. aufgefordert, energisch die Verbesse- 
rung der Agrarstruktur zu betreiben, die Information 
über die Notwendigkeiten der modernen Landwirt- 
schaft zu verbessern und im Rahmen der Kennedy- 
Runde die Agrarpolitik zu koordinieren. 

In einer weiteren Empfehlung (414) über die Kon- 
trolle der chemischen Zusätze und Rückstände in 
Lebensmitteln werden die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten aufgefordert, die Lebensmittelgesetz- 
gebung zu vereinheitlichen. Hierfür hatte sich Abg. 
Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) (FDP) in einem 
Diskussionsbeitrag ausgesprochen. Sie machte dar- 
auf aufmerksam, daß die Verschiedenheiten in den 
Gesetzgebungen der einzelnen Länder auf diesem 
Gebiete dem internationalen Handel große Schwie- 
rigkeiten in den Weg legten. 

IV. 

Die Versammlung verabschiedete ferner Empfeh- 
lungen zu folgenden Themen: Sicherheitsfaktor bei 
der Konstruktion von Kraftfahrzeugen (413); gewisse 
Maßnahmen zur Verbesserung der Wirksamkeit der 
Menschenrechtskonvention (416); Publikation der 
vorbereitenden Arbeiten der Europaratskonventio- 
nen (417);’ Abkommen von Den Haag betr. Minder- 
jährigenschutz (418); internationaler freiwilliger 
Hilfsdienst (419); Regelung von Kompetenzstreitig- 
keiten im Strafrecht (420); Verwirklichung der Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer (421). 

Besonderem Interesse begegnete die Diskussion 
der zur Zeit aktuellen Frage der Piratensender. Am 
20. Januar 1965 begann die Unterzeichnung des vom 
Ministerkomitee erstellten Abkommens, das das 
Verbot dieser Sender vorsieht. Die Versammlung 
kritisierte, daß ihr dieses Abkommen nicht zur Stel- 
lungnahme zugeleitet worden war, und wünschte 
(Empfehlung 422) zwei in ein Zusatzprotokoll auf 
zunehmende Klarstellungen. 

Die Versammlung sprach sich für die Zulassimg 
von Malta zum Europarat aus (Avis Nr. 44). 

Sie faßte Entschließungen hinsichtlich internatio- 
naler Garantien für den Schutz der Menschenrechte 
auf Zypern (219), betr. die Zusammensetzung ihres 
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Büros (8 statt 7 Vizepräsidenten; Entschließung 291) 
und hinsichtlich des internationalen freiwilligen 
Hilfsdienstes (Entschließung 292). 

Außerhalb der Tagesordnung gedachte Präsident 
Pflimlin in ehrenden Worten der verstorbenen ehe- 
maligen Mitglieder der Versammlung Sir Winston 
Churchill und Heinrich von Brentano. 

Die 17. ordentliche Sitzungsperiode der Versamm- 
lung beginnt am 3, Mai 1965. 


Bonn, den 15. Februar 1965 


Dr. Serres 

Sprecher der deutschen Delegation 

Paul 

stellvertretender Sprecher 

Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) 

stellvertretende Sprecherin 
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